
Das Land NRW und die Kommunen fordern von der Bundesregierung
die komplette Übernahme von hohen Kosten für die Unterkunft bei Hartz-IV-Empfängern

Von Lothar Schmalen

¥ Herford. Tim Kähler, der
umtriebige Bürgermeister von
Herford, legt sich voll ins Zeug:
„Wir haben jetzt die große
Chance, die Kommunen in
Deutschland um bis zu zehn
Milliarden Euro zu entlasten.
Und wir wissen die Länder
Nordrhein-Westfalen und
Bayern an unserer Seite.“ Bei
einem Spitzentreffen der Mi-
nisterpräsidenten mit Bun-
deskanzlerin Angela Merkel
Ende nächster Woche soll das
Anliegen der Städte und Ge-
meinden ein gutes Stück vo-
rangebracht werden.

Es geht um die immer hö-
her werdenden Kosten für den
Unterhalt von Hartz-IV-
Empfängern. Sie betrugen zu-
letzt 14 Milliarden Euro. Nur
vier Milliarden davon zahlt der
Bund, die restlichen zehn Mil-
liarden müssen die Städte und
Gemeinden aufbringen. In
NRW mussten die Kommu-
nen zuletzt 3,8 Milliarden Eu-
ro dafür auf den Tisch legen –
dies entspricht einer Steige-
rung von 20 Prozent seit 2005.
Und die Kommunen fürch-
ten, dass die Kosten in den
nächsten Jahren noch weiter
steigen werden, weil viele von
den Flüchtlingen nach ihrer
Anerkennung künftig An-
spruch auf Erstattung der Un-
terkunftskosten haben wer-
den, sagt der neue Vorsitzen-
de des NRW-Städtetags, Bie-
lefelds Oberbürgermeister Pit
Clausen (SPD). Auch Clausen
unterstützt die Forderung nach
einer kompletten Übernahme
der Kostenerstattung durch
den Bund.

Kähler (SPD),der sich schon
seit Jahren beim Städtetag, dem
wichtigsten kommunalen
Spitzenverband in Deutsch-
land, für eine Verbesserung der
Kommunalfinanzen einsetzt,
hat vor ein paar Tagen an ei-
nem Treffen der SPD-Bürger-
meister und -Landräte aus
NRW mit Ministerpräsidentin
Hannelore Kraft teilgenom-
men. Dabei ist vereinbart wor-
den, dass das Land NRW und
die Kommunen sich dafür ein-
setzen, dass der Bund, dessen

Steuerquellen zurzeit kräftig
sprudeln, die Unterkunftskos-
ten komplett übernimmt.
„Auch der bayerische Minis-
terpräsident Horst Seehofer
von der CSU unterstützt uns
dabei“, sagt Kähler.

Im Übrigen sei NRW bei der

bisherigen Regelung beson-
ders benachteiligt. Sonderre-
gelungen hätten dazu geführt,
dass der Bund in Rheinland-
Pfalz zuletzt 41,3 Prozent, in
Baden-Württemberg 35,3
Prozent, in NRW und den üb-
rigen Bundesländern aber nur

31,3 Prozent der Unterkunfts-
kosten trägt.

Der Herforder Bürgermeis-
ter glaubt, dass der Zeitpunkt
für eine milliardenschwere
Entlastung der Kommunen
günstig ist. Im Koalitionsver-
trag der CDU/SPD-Regierung
ist vereinbart, dass die Kom-
munen um fünf Milliarden
Euro entlastet werden sollen.
Bislang sind aber erst eine Mil-
liarde Euro konkret verein-
bart. „Die restlichen vier Mil-
liarden könnten gut für die-
sen Zweck verwendet wer-
den“, so Kähler.

Der Herforder Sozialdemo-
krat erinnert an die Anfänge
der Hartz-IV-Reform. „Eines
der Hauptanliegen war da-
mals, die Kommunen bei den
Kosten der Arbeitslosigkeit zu
entlasten. Dieser Effekt ist nie

eingetreten, deshalb ist es jetzt
höchste Zeit dafür.“ Und noch
ein Argument für die jetzt fäl-
lige Entlastung der Kommu-
nen weiß Kähler. „Das Geld
käme vor allem bei den Kom-
munen an, die bei der Explo-
sion der Sozialkosten beson-
ders schwer belastet sind.“

Wenn die Kommunen von
ihrer bisherigen Überforde-
rung bei den Sozialkosten be-
freit werden sollten, dann
müsse die Entlastung jetzt
kommen, resümiert Kähler,
der als Bürgermeister von
Herford schon mehrfach für
Schlagzeilen sorgte. Zuletzt
dadurch, dass er eine Senkung
der Gewerbesteuer in Herford
durchsetzte, weil er sich durch
ein besonders wirtschafts-
freundliches Klima am Ende
mehr Einnahmen verspricht.

Kommunen ächzen unter der Last
¥ Auch die Kommunen in
OWL ächzen unter der
Last der Kosten für die
Unterkunft. So müssen
beispielsweise die Stadt
Bielefeld 60 Millionen,
Detmold 10,4 Millionen
und Herford neun Millio-
nen Euro (bei allen stei-
gende Tendenz) aufbrin-
gen. Um diesen Betrag
würden die genannten

Kommunen entlastet,
wenn der Bund die kom-
pletten Kosten der Unter-
kunft übernehmen würde.
In Herford sind zurzeit
7.329 Personen Hartz-IV-
Empfänger. Ihnen werden
damit auch die Kosten für
die Unterkunft erstattet.
Das entspricht immerhin
einem Anteil von 14,2
Prozent der Bevölkerung.

Herfords Bürgermeister Tim Kähler hat gute Argumente dafür, warum der Bund die Kosten der Un-
terkunft für Sozialhilfe-Empfänger komplett übernehmen sollte. FOTO: FRANK-MICHAEL KIEL-STEINKAMP

Zum 150. Geburtstag hat die Diakonie Ummeln eine wissenschaftliche Untersuchung zu ihrer Geschichte
in Auftrag gegeben. Das mehr als 400 Seiten umfassende Werk ist im Buchhandel erhältlich

Von Thomas Klüter

¥ Bielefeld. Gut drei Jahre ha-
ben die Historiker Hans-Wal-
ter Schmuhl und Ulrike
Winkler Urkunden, Aufnah-
mebücher und Sitzungsproto-
kolle der vergangenen 150 Jah-
re gesichtet, entziffert und
ausgewertet. Im Auftrag der
Diakonischen Stiftung Um-
meln arbeiteten die beiden
Wissenschaftler die Entste-
hung der Einrichtung auf. Jetzt
stellt die Stiftung die Ergeb-
nisse in einem Buch vor.

„Wir haben genau das Buch
bekommen, das wir uns ge-
wünscht haben“, sagt Pastor

Uwe Winkler vom Vorstand
der Stiftung. 424 Seiten, sie-
ben Kapitel, zwölf Tabellen,
Lagepläne vom Mädchenheim
Waldheimat in Werther und
von den evangelischen Frau-
en- und Mädchenheimen in
Ummeln sowie 26 Schwarz-
weißfotografien, vier Farbfo-
tos und ein Gemälde erzählen
die Geschichte der Diakoni-
schen Stiftung Ummeln von
1866 bis 2016.

„Wir haben uns bewusst für
das Gemälde eines Klienten auf
dem Umschlag entschieden“,
sagt Hans-Walter Schmuhl.
„Mit einem historischen Foto
auf dem Titel hätten wir die

vielen Jahre und Umbrüche
nicht darstellen können.“ Vor
allem die Veränderungen und
Neuausrichtungen der Diako-
nischen Stiftung Ummeln ma-
chen die Lektüre so span-
nend. „Wir sind froh, dass im
Buch deutlich zu sehen ist, dass
es hier immer auch Umbrü-
che gab“, sagt Vorstand Frank
Plaßmeyer.

Die Stiftung hatte bei der
Auftragsvergabe explizit ge-
fordert, dass die Historiker
auch die dunklen Ecken der
Vergangenheitbeleuchten.Das
betraf vor allem die Arbeit
während der NS-Zeit und die
1950er- und 1960er-Jahre, in

denen vor allem nach dem
Konzept der Heilerziehung
gearbeitet wurde. „Hätte uns
die Stiftung signalisiert, dass
wir diese Bereiche aussparen
sollen, dann hätten wir die
Aufgabe gar nicht erst über-
nommen“, so Schmuhl.

Auf eine dieser besonderen
Geschichten weist Thomas
Domeyer, Vorsitzender des
Aufsichtsrates, hin: „Auf der
Seite 364 wird von einem
Skandal in der Stiftung Um-
meln berichtet.“ Im Mai 1977
wurde ein landwirtschaftli-
cher Helfer des Mädchen-
heims verhaftet. Zehn Jahre
lang hatte der 37-Jährige ein

aus dem Heim entflohenes
Mädchen in seiner Kate ver-
steckt und festgehalten. 1967,
beim Verschwinden, sei we-
der von den Eltern noch von
der Heimleitung Anzeige er-
stattet worden.

„Wenn diese Geschichte im
Buch gefehlt hätte, wären wir
mit der Betrachtung unserer
Entstehung und Entwicklung
als Institution unglaubwür-
dig“, sagt Winkler.

Das Buch ist unter dem Ti-
tel „Vom Asyl für entlassene
Gefangene zur Teilhabe für
Menschen mit Behinderun-
gen“ im Buchhandel erhält-
lich.

Das Buch
´ Das Werk zur Ge-
schichte der Diakoni-
schen Stiftung Ummeln
von Hans-Walter
Schmuhl und Ulrike
Winkler ist im Verlag
für Regionalgeschichte
erschienen.
´ Es hat 424 Seiten
und eine Auflage von
zunächst 500 Exemp-
laren.
´ Das Buch gibt es für
29 Euro im Buchhan-
del. ISBN 978-3-7395-
1027-9

Hans-Walter Schmuhl (v. l.), FrankPlaßmeyer,Uwe
Winkler und Thomas Domeyer. FOTO: ANDREAS ZOBE

Luftbild des Geländes der Evangelischen Stiftung Um-
meln. FOTO: PRIVAT

Verstärkte Anstrengungen für den
Naturschutz von Umweltminister gefordert

Von Matthias Bungeroth

¥ Bielefeld/Detmold. Die
Umwelt- und Naturschützer in
OWL sorgen sich um die Zu-
kunft der Schutzgebiete in der
Region. Das wurde auf der Be-
zirkskonferenz der Organisa-
tionen deutlich, die sich in ei-
nem Verbund zusammenge-
schlossen haben. Der Spre-
cher der Bezirkskonferenz,
Karsten Otte, appellierte an
NRW-Umweltminister Jo-
hannes Remmel (Grüne), das
Landesnaturschutzgesetz „in
einigen Punkten pro mehr Na-
turschutz“ zu reformieren.

Remmel war Freitagabend
Gast der Versammlung in
Detmold. Als Beispiel für Ge-
biete, die per Gesetz mehr
Schutz benötigen, nannte Ot-
te die Weseraue im Kreis Min-
den-Lübbecke. Tiere in die-
sem Gebiet würden immer
häufiger von Wassersportlern,
Jägern, Landwirten, Reitern,
Spaziergängern oder Radfah-
rern gestört. „Manche Arten
entwickeln mittlerweile ein
ungewöhnliches Fluchtver-
halten.“ Es fehlten zuneh-
mend extensive Grün- und
Brachflächen. Zudem breite
sich der Maisanbau drastisch
aus, kritisierte Otte.

Auch drängten nun Wind-
radbetreiber in Schutzregio-
nen wie die Weseraue. „Der
Kreis Minden-Lübbecke ist zu
einer lukrativen Region für In-
vestoren geworden“, heißt es
in einer Erklärung der Bezirks-
konferenz. Dies sei zwar nicht
verwerflich, doch gebe es Stu-
dien wie von Oliver Krüger von
der Uni Bielefeld, die zeigten,
„welchen negativen Einfluss
die Windenergie auf die Po-
pulation von Großvögeln hat“.

Die Bezirkskonferenz Na-
turschutz fordert deshalb,
„dass der Schutzstatus von
1.200 Meter zu den Grenzen
der Schutzgebiete eingehalten
werden muss“. Die Entwürfe
des neuen Landesnatur-
schutzgesetzes deuteten da-
rauf jedoch nicht hin, kriti-
sieren die Naturschutzver-
bände. Sie bemängeln zu-
gleich die vom Land NRW be-
fürwortete Einflussnahme von
Wirtschaftsverbänden auf die
Arbeit der Landschaftsbeiräte.

Die Erfahrungen aus der
Aufstellung des Landesent-
wicklungsplans (LEP) zeigten,
dass man die Planungen des
Landes aufmerksam begleiten
müsse, so Otte. Heftige Kritik
wurde bei der Sitzung zudem
an der Einflussnahme des Re-
gionalrates Detmold auf den
LEP-Entwurf deutlich.

Hierbei sei deutlich gewor-
den, „dass die Politik in OWL
kaum Verantwortung für na-
türliche Freiräume in unserer
Region zeigt“, moniert Otte.
„Die Detmolder Erklärung war
ein Armutszeugnis.“ Das Land
habe leider gehorcht „und sei-
ne Ziele zur Verhinderung des
Flächenverbrauchs zurückge-
nommen“. Andererseits sehe
derLEP-Entwurfaberauchden
Nationalpark Senne vor.

Die Bezirkskonferenz ver-
abschiedete Resolutionen zu
den Themen Weseraue und
Regionalplan für OWL. Ge-
würdigt wurde das Wirken des
Umweltschützers Gert Ziegler
aus Minden, der kürzlich im
Alter von 88 Jahren gestorben
ist. „Ohne ihn gäbe es die
Schutzregion Weseraue so
nicht“, so Lothar Meckling,
NABU-Vorsitzender im Kreis
Minden-Lübbecke.

Umweltminister Johannes Remmel wurde gebeten
das Landesnaturschutzgesetz zu reformieren. FOTO: TORBEN GOCKE

Warburger versuchte, in
Luxemburg eine Kalaschnikow zu bestellen

¥ Paderborn (JS). Als ein
Waffenhändler aus Luxem-
burg im Jahr 2014 dem nord-
rhein-westfälischen Landes-
kriminalamt (LKA) meldete,
ein Warburger habe versucht,
bei ihm eine Kalaschnikow zu
bestellen, schrillten bei den Er-
mittlern die Alarmglocken.
Schließlich hatte sich der 32-
Jährige bei dem Geschäfts-
mann als Angehöriger und
Funktionsträger des „Frei-
staatsPreußen“bezeichnet,der
berechtigt sei, eine solche
Waffe zu erwerben.

Das russische Gewehr be-
kam der Warburger zwar nicht,
dafür aber einen Besuch von
der Polizei, die bei ihm zwei
Luftgewehre und zwei Patro-
nen sicherstellte. Am Freitag
wurde er vor dem Landge-
richt Paderborn freigespro-
chen.

Dort hatte sich der „Reichs-
bürger“, der das Bestehen und
die Gesetze der Bundesrepub-
lik Deutschland nicht aner-

kennt, wegen eines Verstoßes
gegen das Kriegswaffenkon-
trollgesetz verantworten müs-
sen. Bis zu drei Jahre Haft
drohten dem 32-Jährigen.

Doch die Richter sahen den
Vorwurf nicht als verwirklicht
an. Zwar habe der Warburger
für den Aufbau von Polizei und
Armee im „Freistaat Preußen“
tatsächlich das Sturmgewehr
kaufen wollen. Aber er sei da-
bei nicht über ein „Sondieren,
ein Gucken, ob so etwas über-
haupt geht,“ hinausgekom-
men, sagten die Richter. Folg-
lich sei der Kontakt des War-
burgers zu dem Waffenhänd-
ler als „straffreie Vorberei-
tungshandlung“ zu werten.

Indes gaben die Ermittler
des LKA Entwarnung. Sicher-
lich seien die „Reichsbürger“
als tendenziell rechts einzu-
stufen. Doch Hinweise da-
rauf, dass Gewalttaten oder ein
Umsturz zu erwarten sei, ha-
be man derzeit nicht ausma-
chen können.
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